
Dr. Krause (CDU/DA):

Das ist genau nicht unsere Auffassung. Wir sind der Auffas­
sung, daß es den Betroffenen selbst zustehen muß, sich in der Öf­
fentlichkeit zuallererst mit ihrem Schicksal richtig darzustellen.

Wir sehen darin einen besseren Weg, daß sich die Betroffenen 
selbst ihre Öffentlichkeit entsprechend suchen können. Ich den­
ke, daß dieses Haus hier allein in der geschlossenen Sitzung 
schon genügend Öffentlichkeit alleine darstellt.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Nein!)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Das war eine Rückfrage. Noch eine Rückfrage? - 
Herr Brecht!

(Dr. Brecht, SPD: Es ist eine Rückfrage an den Abgeordneten 
Krause.)

Es ist eine Rückfrage an Sie. Wollen Sie noch diese Frage be­
antworten, die da noch kommt? Wenn nicht, dann wird nämlich 
erst die Öffentlichkeit ausgeschlossen.

Dr. Brecht (SPD):

Herr Krause! Teilen Sie nicht meine Befürchtung, daß die Na­
men, die hier dann genannt werden sollen, schon längst in die 
Medien durch andere Kanäle, die außerhalb des Parlaments lie­
gen, gelangt sind?

Dr. Krause (CDU/DA):

Ich möchte Ihre Befürchtung damit teilen, daß heute selbst ei­
ne Zeitung über Herrn Minister Reichenbach wieder veröffent­
licht hat, er wäre ein Mitarbeiter, während er bei mir unter der 
Kategorie 8 steht, daß überhaupt gar keine Verdachtsmomente 
bestehen. Herr Reichenbach hat selbst in der Öffentlichkeit aus 
der Offensive heraus bewiesen, daß er zu diesen Verdächtigun­
gen in keiner Weise Anlaß gibt, und wir sind der Auffassung, daß 
wir auch eine Verantwortung gegenüber Familienangehörigen, 
beispielsweise, hier mit tragen. Wir sind auch der Auffassung, 
daß es nicht ausreichend ist.

Ich habe als Fraktionsvorsitzender gestern morgen um
10.00 Uhr die Liste erst erhalten. Ich hatte keine Möglichkeit, mit 
den entsprechenden Angehörigen meiner Fraktion zu sprechen. 
Die Darstellung, die hier gegeben worden ist, daß diese Ausspra­
che möglich war, ist falsch, ist falsch. Ich hatte keine Möglich­
keit.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner :

Er möchte keine Fragen mehr beantworten. Wie gesagt, wir 
müssen über diese Frage öffentliche Sitzung oder nichtöffentli­
che Sitzung in nichtöffentlicher Sitzung verhandeln. Ich erinne­
re bloß mal an den § 13. Ich lese ihn vielleicht nochmal, damit Sie 
alle wissen, es ist so hier beschrieben:

„Die Tagungen der Volkskammer sind öffentlich. Auf Antrag 
einer Fraktion“ - das ist jetzt geschehen - „oder von 20 Abge­
ordneten oder des Vorsitzenden des Ministerrates kann mit 
einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der anwesen­
den Abgeordneten die Öffentlichkeit ausgeschlossen wer­
den. Über den Antrag auf Ausschluß der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Beratung entschieden.“

Das heißt also, bevor wir über diesen Antrag jetzt beraten und 
entscheiden, müssen wir die Öffentlichkeit ausschließen, aber 
da ich es einmal erlaubt habe, daß eine persönliche Erklärung ab­
gegeben wird, und es jetzt sich beim zweiten Wunsch nun mei­

ner Kenntnis nach wirklich um eine persönliche Erklärung han­
delt, die gerne noch in der Öffentlichkeit abgegeben werden will, 
frage ich Sie, ob Sie bereit sind, von Herrn Minister Viehweger 
jetzt noch eine persönliche Erklärung entgegenzunehmen. Wer 
dazu bereit ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. 
Wer ist dagegen? - Keine Gegenstimmen. Bitte schön.

Dr. Viehweger, Minister für Bauwesen, Städtebau und 
nungs Wirtschaft:

Frau Präsident! Meine Damen und Herren! Werte Abgeordne­
te! Ich möchte eine persönliche Erklärung abgeben ze dem gen-, ■ 
de behandelten Thema. Ich bin auch der Meinung, da schon viele 
Namen in der Öffentlichkeit bekannt sind, was mich zum Bei­
spiel betrifft, ich habe es ja an dem großen Interesse der Journa­
listen vorhin gemerkt, kann ich auch öffentlich dazu Siciiung 
nehmen.

Erstens: Ich stehe ein hier zu Kontakten zur ätaatssirnerhe i. 
im Rahmen meiner Tätigkeit als Stadtrat für Energie in Dresden, 
das heißt, ich weiß, daß Havariemeldungen, Situationsanalysor: 
zur Kohleversorgung und dergleichen mehr, auch mh meinem 
Wissen an die Staatssicherheit weitergereiehl wurden und in 
meinem Büro ganz offiziell abgeholt worden sind.

Wie gesagt, dazu stehe ich, das war ein Teil meiner Arbeit, und 
ich stehe auch zu einer eventuell notwendigen moralischen Vei - 
urteilung dieser Tätigkeit.

Zweitens: Es wurde heute mehrfach gesagt, wer schwer bela­
stet war, wußte dies. Bis gestern abend wußte ich es nicht.

Gestern abend habe ich erfahren, daß ich wesentlich schwerer 
belastet bin, als ich das, wie ich unter Punkt 1 sagte, angenom­
men haben. Ich möchte deshalb hier erklären, daß ich keinerlei 
Erklärungen unterschrieben habe. Sie befinden sich auch nicht 
in den Akten, wie mir gesagt wurde. Und ich verstehe es nicht, 
wie Materialien, die nicht unter Punkt 1 fallen, von mir auch 
nicht unterschrieben worden sind, in diese Akte gelangen. Ich 
habe dafür keine Erklärung.

Drittens: Ich weiß, daß mir diese Erklärung jetzt hier wenig 
nützt, denn der Vorwurf bleibt bestehen. Ich kann ihn nicht ent­
schärfen. Ich habe überhaupt gar keine Chance dazu. Und die 
Konsequenzen treten jetzt automatisch ein, das ist ein Selbst­
lauf, dessen bin ich mir gewiß. Als Dresdner und ehemaliger 
Stadtrat von Dresden, der im Hauptteil seiner Arbeit Briketts 
verteilt hat, vor allen Dingen in den Wintern, und organisiert hat, 
daß es läuft, gratuliere ich denen, die ihre weiße Weste organi­
siert haben.

(Beifall)

Viertens und letztens: Ich bitte das Hohe Haus, zu gestatten, 
daß ich hiermit sofort als Minister zurücktrete. Ich bitte Sie, die­
sen Rücktritt nicht als ein Eingeständnis meiner Schuld zu be­
werten, aber ich sage Ihnen ganz ehrlich: Sowohl meine Familie 
als auch ich, wir können nicht mehr anders.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Zur Geschäftsordnung. Aber, wie gesagt, über die Frage Öf­
fentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit der Sitzung wird erst...

Dr. Opitz (F.D.P.):

Herr Präsident! Ich möchte gerne auch eine persönliche Erklä­
rung abgeben, und mir wäre es recht, wenn die Öffentlichkeit da­
bei wäre.

(Unverständliche Zurufe und Unruhe im Saal)

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner: Bitte schön, der 
Abgeordnete Opitz.)
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